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dieses versäumt , der hat demnächst , in Ge¬
mäßheit des § . 4 . dieser Publikation nicht
nur die ordnungsmäßigen Umschreibungsge-
bühreu , und zwar für jeden in dem Regi¬
ster noch nicht bemerkten Veränderungsfall
besonders zu entrichten , sondern auch die
Brüche von fünf Goldst . für jeden solchen
Veranderungöfall verwürkt.

Lr ) tan des herrliche Bestätigung ei¬
ner Convention mit dem Hanno¬
verischen Ministerium vom  7.
May  xubl . iz . Iuly  181Z.

Von Gottes Gnaden Wir , Peter
Friedrich Ludwigrc.

Thun kund hiemit:
Wegen Ivech- Demnach von Unserer Oldenburgischen

'Äerung^ der Gierung , vermöge dazu von Uns erhalte-
Vorbrecheru. nett Auftrags , mit dem Königlich Großbrit-

tannisch - Hannöverschen Cabinets - Ministe¬
rium eine Convention wegen wechselseitiger
Auslieferung der Verbrecher und Aufhebung
der Gerichtsgebühren in diesen und andern
Crinnnalfällen , unter Vorbehalt Landes-
herrlicher Genehmigung , abgeschlossen ist,
welche folgendergestalt lautet:

1 . AllePersönen , diewährend ihretzAu-
fenrhaltS in einem der beiderseitigen Lande
ein Verbrechen begangen , welches nach den
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Grundsätzen der in beyderseitigen Landen
geltenden Rechte eine peinliche Strafe nach
sich ziehet, sollen, wenn sie vor erfolgter
Bestrafung in die anderseitigen Lande sich
gewandt haben, an dasjenige Gericht un¬
weigerlich ausgeliefert werden, in dessen
Gerichtsbarkeit das Verbrechen verübt wor¬
den ist.

Wofern jedoch die Verbrecher, deren
Auslieferung verlangt wird, wirklich domi-
ciliirte Landes- Unterthanen des einen oder
andern Landesherrn sind, so soll die Bewil¬
ligung der Auslieferung derselben, zu einer
vorher darüber in jedem einzelnen Falle zwi¬
schen dem Königlich Großbrittannisch-Han¬
noverschen Ministerium und der Herzoglich-
Oldenburgischen Regierung zu treffenden Ue-
bereinkunft hin verstellt bleiben.

Nach der in diesem Artikel enthaltenen
Bestimmung findet demnach die Ausliefe¬
rung in bloßen Accife- und Contrabande-
Vcrgehen, wenn gleich in dem einen oder
andern Lande darauf entweder überhaupt,
oder nach den Zeit- Umstanden, z. B . bey
Fruchtsperren rc., eine peinliche Strafe ge¬
fetzt seyn sollte, nur in den Fällen Statt,
wenn deshalb für den vorkommenden einzel¬
nen Fall zwischen beyderseitigen Regierungen
eine Uebereinkunft getroffen werden sollte.
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Sollte nach der Verfassung desjenigen
Landes, wo das Verbrechen verübt worden
ist, die Untersuchung von einem andern Ge¬
richt, als demjenigen geführt werden, in
dessen Gerichtsbezirk das Verbrechen sich zu¬
getragen hat, so erfolgt die Auslieferung
an den, die Untersuchung auf sich habenden
Richter.

Der Auslieferung muß jedesmal eine
Requisition des die Untersuchung führenden
Gerichts vorhergehen. Mithin soll ein blo¬
ßes Anerbieten zur Auslieferung, welches
sich nicht auf eine, in öffentlichen Blättern
bekannt gemachte, oder in besonder«Schrei¬
ben geschehene Requisition gründet, keiner
Gerichtsstelle der beyderseitigen Lande die
Annahme eines Verbrechers zur Nothwen-
digkeit machen.

4. Trüge es sich zu, daß um die Auslie¬
ferung eines Verbrechers zu einer Zeit nach¬
gesucht würde, wo selbiger schon wegen ei¬
nes andern Verbrechens bey dem requirirten
Gerichte in Untersuchung befangen, so soll
die Auslieferung nur alsdann Statt finden,
wenn das Verbrechen, welches der requiri-
rende Richter zu untersuchen hat, nach den
Grundsätzen der seinem Verfahren zum
Grunde liegenden Rechte, eine größere
Strafe nach sich zieht.



Z» Ist es aber zweifelhaft , welches von
Heyden Verbrechen eine größere Strafe nach
sich ziehe , oder sind beyde Verbrechen von
gleicher Strafbarkeit ; so unterbleibt die
Auslieferung , wofern nicht in jedem einzel¬
nen Falle durch Uebereinkunft beyderseitiger
Regierungen ein anderes beliebt wird.

6 . Erfolgt die Auslieferung in einem
solchen Falle , wo der Verbrecher in beyden
Landen sich vergangen hat ; so werden dem re-
quirirenden Richter die von dem requirirten
Gerichte geführten Acten und alle sonst er¬
forderliche Nachrichten zugleich mitgetheilt,
um danach die auf beyden Verbrechen be¬
ruhenden Strafen zu erkennen und auch
sonst in Ansehung der Entschädigung oder
anderer Umstände darauf die nöthige Rück¬
sicht nehmen zu können.

7 . Wenn der Verbrecher , um dessen
Auslieferung nachgesucht wird , nicht bereits
bey dem requirirten Gericht sich in Haft be¬
findet , so sollen zur Verhaftung desselben
die schleunigsten Anstalten getroffen werden.

8 . Sobald der Verbrecher , außer den
vorher im z . Artikel bemerkten Fällen , in
Haft gezogen ist , muß der requirine Rich¬
ter dem requirirenden davon unverzüglich
Nachricht ertheilen , damit dieser sodann die
ungesäuMe Abholung besorge . Der requi-
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rirte Richter hat demnach die eigene Abschi¬
ckung des Verbreches nur alsdann zu ver¬
anstalten, wenn beyde Richter deshalb ein¬
verstanden sind.

9. Auch sollen in Cn'minal- Fallen, wo
nicht um die Auslieferung eines Verbrechers
sondern nur um Vernehmung der Zeugen
oder anderer Personen und Um Mitrheilung
der Acten oder sonstiger Nachrichten ange¬
sucht wird, die Gerichtsstellen der beydersei-
tigen Lande sich mit aller Willfährigkeit ein¬
ander zu Hülfe kommen. Selbst die Stel¬
lung der Zeugen oder anderer Personen soll,
wen sie der requirirende Richter unumgäng¬
lich nöthig sindet, nicht verweigert werden.

10. Wenn Behuf anzustellender Con-
frontationen die Stellung eines oder mehre¬
rer Inquisiten nöthig erachtet wird, so sol¬
len, auf vorgängige Communication der
Landes-Justiz- Collegien, der oder dieselben
nicht bloß bis auf die Grenze, sondern un¬
ter den erforderlichen Sicherung-Anstalten
an das untersuchende Gericht selbst zu sol¬
chem Zwecke verabfolgt werden.

11. Mit der Bezahlung der Kosten soll
es nachfolgendermaßen gehalten werden:

Wenn der, an das requirirte Gericht
ausgelieferte Verbrechen hinreichendes eige¬
nes Vermögen besitzt, so werden hieraus
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dem requirirenden Richter nicht allein alle
baare Auslagen, sondern auch die fämmtli-
chen, nach der bey dem requirenden Gericht
üblichen Tare zu liquidirenden Gerichtsge¬
bühren entrichtet.

Hat aber der ausgelieferte Verbrecher
kein hinreichendes eigenes Vermögen, so
fallen die Gebühren für die Arbeiten des
requirirten Gerichts durchgehends weg, und
der requirirende Richter bezahlt alsdann
dem requirirten Gericht lediglich die baaren
Auslagen, welche durch die Haft und die
Unterhaltung des Verbrechers bis zur er¬
folgten Abholung desselben veranlaßt wor¬
den sind.

iL. Nach gleichen Grundsätzen soll auch
in Absicht der Bezahlung der Kosten in sol¬
chen Criminal-Fällen verfahren werden, wo
es nicht auf die Auslieferung von Verbrechern,
sondern nur auf die Aufhörung oder Stel¬
lung von Zeugen oder anderer Personen an¬
kommt.

ig. Zur Entscheidung der Frage, ob der
Verbrecher hinreichendes eigenes Vermögen
zur Bezahlung von Gerichtsgebühren besitze
oder nicht, soll in beyderseitigen Landen et¬
was weiteres nicht, als das Zeugniß desje¬
nigen Gerichts erfordert werden, unter wel-



chem der Verbrecher seine wesentliche Woh¬
nung hat.

Sollte derselbe seine wesentliche Woh¬
nung in einem dritten bande gehabt haben,
und die Betreibung der Kosten dort mit
Schwierigkeiten verbunden seyn , so wird es
angesehen , als ob derselbe kein hinreichendes
eigenes Vermögen besitze.

14 . Den bey Criminal - Untersuchungen
zu stellenden Zeugen und andern abzuhören-
den Personen sollen die Reise - und Zehrungs¬
kosten , nebst der , wegen ihrer Versäumniß
ihnen gebührenden Vergütungssumme , nach
deren von dem requirirten Gericht geschehe¬
nen Verzeichnung , bey erfolgter wirklicher
Stellung von dem requirirenden Richter sofort
verabreichet werden . Und sofern selbige des¬
wegen eines Vorschusses bedürfen , wird das
requirirte Gericht zwar die Auslagen davon
übernehmen , es soll jedoch selbige von dem
requirirenden Richter auf die davon erhaltene
Benachrichtigung dem requirirten Gericht un¬
gesäumt wieder erstattet werden.

iz Wenn Verbrechen entweder auf un¬
bestrittener Grenze , oder an solchen Orten,
woselbst die Hoheitsgrenze zweifelhaft ist,
verübt worden , so soll die Prävention unter
den beyderseitigen Gerichten dergestalt Statt
haben , daß die Untersuchung und Bestrafung



demjenigen Gerichte verbleibe , welches den
Jnquisiten selbst über das angezeigte Ver¬
brechen oder Vergehen zuerst vernommen hat;
wobey jedoch zur wechselseitigen Bedingung
gemacht wird , daß solche Fälle in Absicht der
Landeshoheit nicht für Besitzhandlung gelten,
noch als solche jemals angezogen werden sol¬
len.

16 . Wegen Durchführung der Gefange¬
nen durch beyderseitige Lande ist annoch fest¬

gesetzt , daß in den Fällen , wenn
s ) der Arrestant kein Unterrhan desjeni¬

gen Landesherrn ist , durch dessen Lande die
Durchführung geschieht,

b ) die zur Wache mitgegebene Mann¬
schaft nicht vom Mititair ist , sondern nur
aus Polizey - Bedienten oder andern Perso¬
nen besteht , auch

0) nicht von beträchtlicher Anzahl und nur
höchstens fünf Mann stark ist,
solche auf bloße Pässe der Polizey - Behörden,
welche jedoch die obige Einschränkung «ud s
deutlich enthalten müssen , von denGarnisonen
und jeden Orts - Obrigkeiten gestattet , auch
die nöthige Assistenz dabey geleistet , außersol-
chen Fällen aber die gewöhnliche vorgängige
Correspondenz der höhern Collegien ferner¬
weit erforderlich seyn soll.

17 . Endlich ist den Polizey - Bedienten
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beyderseitiger Regierungen verstattet , flüch¬
tigen Verbrechern oder Verdächtigen über
die Grenze nachzusetzen , auch solche , wenn
nicht sofort die Hülfe der Landes .- Beamten
dazu bewirkt werden kann , anzuhalten , da
denn die angehaltenen jedesmal sofort an das
nächste Amt des Landes , worin sie ergriffen
worden , abzugeben sind , welches wogender
Auslieferung nach den gegebenen Vorschrif¬
ten verfährt^

Gleichwie nun die gegenwärtige Verein¬
barung auf der Reciprocität gegründet und
auf die Beförderung einer unverweilten Ju¬
stiz - Pflege lediglich gerichtet ist , also werden
in selbiger alle beyderseiuge Lande begriffen,
und soll dieselbe demnächst in den gedachten
Landen beyder Höchsten pasciscirenden Thei-
le gewöhnlichermaßen bekannt gemacht wer¬
den.

Und Wir nun nach genommener Einsicht
dieser Convention dabey nichts zu erinnern,
sondern solche völlig den an Unsere Regie¬
rung erlassenen Vorschriften gemäß abgefaßt
gefunden haben : So ratificiren und geneh¬
migen Wir die oben eingerückte , aus Sie¬
benzehn Artikeln bestehende Convention hie¬
mittelst und Kraft dieses ihrem ganzen In¬
halte noch in allen Puncten und Clauseln,
und versprechen und . geloben Zugleich , daß
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